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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 9. 


(Nr. 4360.) Statut für die Genoſſenſchaft zur Entwaͤſſerung der Grundflüde an dem 
3 Dratzig⸗, Reppow⸗ und Sareben-See in dem Neuſtettiner Kreiſe, Regie⸗ 
rungsbezirk Coͤslin. Vom 20. Februar 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. dc. i | 


verordnen nach Anhörung der Betheiligten auf Grund des Artikels 2. des 
Geſetzes vom 11. Mai 1853., was folgt: 


F. 1. ä | 
Die Beſitzer der an dem Dratzig⸗, Reppow⸗ und Sareben= See belege- 
nen Grundſtuͤcke, ſoweit fie jetzt durch Ueberſchwemmung oder zu große Naͤſſe 
leiden, werden zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, um den Ertrag ihrer Grund⸗ 
e durch Senkung der genannten Seen vermittelſt Entwaͤſſerung zu !ver⸗ 
la r 
Die Genoſſenſchaft hat ihr Domizil bei dem Kreisgerichte zu Neu⸗Stettin. 


| H. 2. | 
Alle zur Ausführung der Entwaͤſſerung erforderlichen Anlagen werden 
auf gemeinſchaftliche Koſten der Genoſſenſchaft gemacht, und die Nutzung, ſo⸗ 
wie jede andere Entſchaͤdigung dritter, durch die Entwaͤſſerung etwa benachthei⸗ 
ligter Perſonen wird von der Genoſſenſchaft übernommen, 
f Der Entwaͤſſerungsplan wird in ſtreitigen Fällen von der Regierung zu 
Coͤslin feſtgeſtellt. 
b ö H. 3. : 
Die Befiker von Reppow und Blumenwerder, durch deren Areal der 
Hauptentwaſſerungs⸗Kanal aus dem Dratzig⸗ und Reppow⸗See angelegt wird, 
geben das Terrain dazu unentgeltlich her. i 


H. 4. 
Die Beitraͤge zu den geſammten Koſten des Entwaͤſſerungsunternehmens 
werden von den Genoſſen nach einem Kataſter aufgebracht. \ 
Jahrgang 1856. (Nr. 4360.) 17 Fuͤr 


Ausgegeben zu Berlin den 19, März 1856. 
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Fuͤr die Repartition der Beitraͤge iſt bei Entwerfung des Kataſters als 
Grundſatz angenommen, daß vorlaͤufig die angrenzenden Grundſtuͤcke nach Maaß⸗ 
gabe des Vortheils und der Bonität, welche in der Nachweiſung d. d. Tem⸗ 
pelburg den 9. Auguſt 1854. veranſchlagt iſt, zu veranlagen ſind. 

Nach dieſem Kataſterentwurf konnen ſogleich Beiträge ausgeſchrieben 
werden, vorbehaltlich ſpaͤterer Ausgleichung. f 

Behufs der definitiven Feſtſtellung des Kataſters ift daſſelbe nach erfolg- 
ter Senkung des Sees einer Reviſion und Ergaͤnzung zu unterwerfen, wobei 
auch die neugewonnenen Vorlaͤnder und Inſeln nach Verhaͤltniß des Vortheils 
herangezogen werden ſollen. ; 

Demnaͤchſt ift das Kataſter den betheiligten Rittergutsbeſitzern, dem Do- 
mainenfiskus und den Vorſtaͤnden der Gemeinden, welchen die uͤbrigen Bethei— 
ligten angehören, extraktweiſe mitzutheilen und dort, ſowie bei dem Landrathe 
des Neuſtettiner Kreiſes, vier Wochen lang offen zu legen. Nur binnen dieſer 
Friſt koͤnnen Beſchwerden gegen das Kataſter erhoben werden. Dieſelben ſind 
bei dem Landrathe des Neuſtettiner Kreiſes anzubringen. Die Zeit der Offen⸗ 
legung iſt vier Wochen vorher durch das Kreisblatt und außerdem in ortsuͤb⸗ 
licher Weiſe bekannt zu machen. Der Landrath hat die Beſchwerden unter 
Zuziehung des Beſchwerdefuͤhrers, eines Mitgliedes des Vorſtandes und geeig⸗ 
neter Sachverſtaͤndigen zu unterſuchen. Die Sachverſtaͤndigen ſind von der 
Regierung in Coͤslin zu ernennen. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden der Beſchwerdefuͤhrer und 
das Vorſtandsmitglied bekannt gemacht; ſind beide Theile mit dem Reſultate 
einverſtanden, ſo wird das Kataſter demgemaͤß berichtigt, andernfalls werden 
die Akten der Regierung zu Coͤslin zur Entſcheidung eingereicht. 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Regierungs⸗ 
Entſcheidung iſt Rekurs dagegen an das Miniſterium für die landwirthſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten zulaͤſſig. Wird die Beſchwerde verworfen, fo treffen die 
Koſten derſelben den Beſchwerdefuͤhrer. 

Das feſtgeſtellte Kataſter wird von der Regierung zu Coslin ausgefer⸗ 
tigt und dem Landrathe des Neuſtettiner Kreiſes zugeſendet. Auf Grund des 
Kataſters werden die Heberollen aufgeſtellt. f 


§. 5. 
An der Spitze der Genoſſenſchaft ſteht der Sozietaͤtsdirektor. Der Land⸗ 
rath des Neuſtettiner Kreiſes ſoll zugleich Sozietaͤtsdirektor fein. Derſelbe 
führt die Verwaltung nach den Beſtimmungen dieſes Statuts und den Be- 
ſchluͤſſen des Vorſtandes und vertritt die Genoſſenſchaft in allen Angelegenhei⸗ 
ten, auch dritten Perſonen und Behörden gegenuͤber, in und außer Gericht, 
wenn es noͤthig werden ſollte. Er hat insbeſondere: N 
a) die Ausfuͤhrung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach den feſtgeſetzten 
Plänen zu veranlaſſen und dieſelben zu beauffichtigen; 
b) die Hebeliſten anzulegen, die St auszuſchreiben und von den Sau: 
migen event. durch adminiſtrative Exekution zur Kreis⸗Kommunalkaſſe 
einzuziehen, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſenver⸗ 
waltung zu revidiren; 
c) den 


— 127 = 


c) den Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen und die Urkunden 
derſelben zu unterzeichnen. 5 


Dem Sozietaͤtsdirektor wird ein Vorſtand von vier Mitgliedern beigeord⸗ 
net, welcher unker dem Vorſitze des Sozietaͤtsdirektors nach Stimmenmehrheit 
verbindende Beſchluͤſſe für die Sozietät zu faſſen, den Direktor in ſeiner Ge⸗ 
150 l zu unterſtuͤtzen und das Beſte der Sozietät überall wahrzuneh⸗ 

men hat. 

f Bei etwa vorkommender Stimmengleichheit hat der Sozietaͤtsdirektor den 
Ausſchlag zu geben und demgemaͤß die Beſchluͤſſe des Vorſtandes zu regeln, 
auch auszufuͤhren. a 

Fuͤr die Wahl der zu waͤhlenden Vorſtandsmitglieder iſt das Stimmen⸗ 
Verhaͤltniß nach Maaßgabe der Beitragsquoten von der Regierung in Coͤslin 
dergeſtalt feſtzuſtellen, daß auf circa 150 Rthlr. Kapitalbeitrag Eine Stimme 
kommt, und daß diejenigen Theilnehmer, deren Beiträge zuſammen dieſe Sum⸗ 
men erreichen, eine Kollektivſtimme erhalten. 

In Behinderungsfaͤllen laͤßt der Landrath die Angelegenheiten der Ge⸗ 
noſſenſchaft durch einen von ihm aus der Zahl der Vorſtandsmitglieder zu er⸗ 
nennenden Stellvertreter leiten. e 


H. 6. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern der Genoſſenſchaft uͤber 
das Eigenthum von Grundſtuͤcken, über die Zuftändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder andern Nutzungsrechten und uͤber beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Perbindlichkeiten der Parteien ent⸗ 
ſtehen, gehoͤren zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte, dagegen werden alle 
andern gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft, oder die vorgebliche 
Beeintraͤchtigung eines oder des andern Genoſſen betreffende Beſchwerden von 
dem Ssozietaͤtsdirektor in Gemeinſchaft mit dem Vorſtande unterſucht und nach 
Mehrzahl der Stimmen entſchieden. 

Gegen die Entſcheidung ſteht jedem Theile der Rekurs an ein Schieds⸗ 
gericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung des Be⸗ 
ſcheides an gerechnet, bei dem Landrathe angemeldet werden muß. Ein weiteres 
Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil traͤgt die Koſten. 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem Kreisdeputirten und zwei Kreise 
Verordneten, welche bei dem Entwaͤſſerungsunternehmen nicht betheiligt fein 
dürfen, und, falls ſich die ftreitenden Theile über deren Wahl nicht einigen, 
von der Regierung zu Coͤslin beſtellt werden. ; 


K 


Die zur Ausführung der Anlagen erforderlichen Geldmittel, einſchließlich 
des zu dieſem Behufe von der Staatsdomainen⸗Verwaltung bereits gewaͤhrten 
Vorſchuſſes von 3200 Rthlr. werden einſtweilen durch ein Darlehn gedeckt, 
welches der Vorſtand fuͤr den Verein aufzunehmen befugt iſt. Die Zuruͤckzah⸗ 
lung erfolgt durch die nach H. 4. aufzubringenden Beitrage. 


(Nr. 4360.) N H. 8. 
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H. 8. RER 

Zur vollftändigen Erreichung der Senkung des os in den 
qu. Seen iſt die Erwerbung der in der Ortſchaft Reppow auf dem Drage⸗ 
fluß belegenen Waſſermuͤhle nothwendig. Zur Förderung der Zwecke der Ge⸗ 
noſſenſchaft iſt das geſammte Muͤhlenetabliſſement bereits für 14,000 Rthlr. 
von dem Rittergutsbeſitzer v. Arnim auf Heinrichsdorf angekauft worden. Die 
Genoſſenſchaft iſt verbunden, fuͤr Beſeitigung und Wegſchaffung der Muͤhlen 
ſelbſt bis zur Höhe von 6000 Rthlr. dem v. Arnim Erſatz für das auf den 
Erwerb des Muͤhlenetabliſſements verwendete Kaufgeld zu leiſten. Es ſollen 
aber von dem v. Arnim die zum Muͤhlenetabliſſement ſonſt noch gehoͤrigen 
Gebaͤude und Grundſtuͤcke öffentlich meiſtbietend veraͤußert werden, und wenn 
dadurch mehr als 8000 Rthlr. gedeckt werden, ſo verringert ſich um den Be⸗ 
trag des Ueberſchuſſes die Summe, welche die Genoſſenſchaft zu erſtatten hat. 

Die Verguͤtigungsſumme iſt innerhalb dreier Jahre zu zahlen und bis 
zum Zahlungstage mit vier Prozent zu verzinſen. Die dazu erforderlichen Mit⸗ 
tel werden nach F. 4. aufgebracht. 


F. 9. 

Die Genoſſenſchaft iſt verpflichtet, den Fiskus wegen der Entſchaͤdigungs⸗ 
Anſpruͤche, welche in Folge der Senkung des Waſſerſpiegels erhoben werden 
moͤchten, zu vertreten. . N 

. 10 ö 

Die Genoſſenſchaft iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. Das 
Aufſichtsrecht wird von der Regierung zu Coͤslin und von dem Miniſterium 
fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten ausgeuͤbt. 


H. 11. 


Wenn die Senkung der Seen erfolgt iſt und die fuͤr das Unternehmen 
erforderlichen Koſten durch die Betheiligten aufgebracht und berichtigt ſind, hoͤrt 
die Genoſſenſchaft auf. i 

Der Zeitpunkt der Aufloͤſung der Genoſſenſchaft wird durch die Regie— 
rung zu Coͤslin feſtgeſetzt. i ; 

Ohne landesherrliche Genehmigung darf Feine Abänderung des Statuts 
vorgenommen werden. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. i 
Gegeben Charlottenburg, den 20. Februar 1856. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 


; Für den Minifter fir die landwirth⸗ i 
Simons. ſchaftlichen Angelegenheiten: 


v. Manteuffel. 


(Nr. 4361.) 
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(Nr. 4361.) Geſetz, betreffend die Ergänzung des H. 34. der Staͤdte⸗Ordnung für die ſechs 
5 oͤſtlichen Provinzen vom 30. Mai 1853. Vom 25. Februar 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von. 
Preußen ꝛc. ꝛc. N 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: f 


Zum H. 31. der Staͤdte-Ordnung vom 30, Mai 1853, 


Die Wahl des Buͤrgermeiſters und der uͤbrigen beſoldeten Magiſtrats⸗ 
Mitglieder kann auch auf Lebenszeit erfolgen. i 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 25. Februar 1856. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. Fuͤr den Miniſter für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten: 
v. Manteuffel. 


(Fr. 4362.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 25. Februar 1856., betreffend die fernere Vertretung 
der Herrſchaft Cappenberg und Scheda auf dem Weſtphaͤlſſchen Provin⸗ 
zial⸗Landtage. ö a 


Al den Bericht des Staatsminiſteriums vom 14. Februar d. J. will Ich, 
da Meine Erlaſſe vom 4. April und 14. Mai 1847. wegen interimiſtiſcher 
Uebertragung der Fuͤhrung der, der Herrſchaft Cappenberg und Scheda auf 
dem Weſtphaͤliſchen Landtage beigelegten Virilſtimme an den Grafen Ludwig 
von Rielmannsegge durch die am 6. Oktober 1854. eingetretene Großfaͤhrig⸗ 
keit ſeines Sohnes, des Grafen Ludwig Friedrich Carl von Kielmannsegge, 
ihre Erledigung gefunden, die Fuͤhrung der Virilſtimme auf dem Landtage für 
die genannte Herrſchaft dem Grafen Ludwig von Kielmannsegge, ſo lange 

(Nr. 43614363.) \ feine 
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ſeine Ehegattin Thereſe Marianne Magdalene, geborne Freiin vom Stein, dieſe 
Herrſchaft beſitzt, fernerhin hierdurch uͤbertragen. 
\ Charlottenburg, den 25, Februar 1856. 


Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Walderſee. Fuͤr den Miniſter fuͤr die landwirth⸗ 
; ſch 3 3 j ſchaftlichen Angelegenheiten: 


v. Manteuffel. 


An das Staatsminiſterium. 


(Jr. 4363.) Bekanntmachung der Miniſterial-Erklaͤrung vom 20. Februar 1856., betreffend 
eine Uebereinkunft mit der Herzoglich Naſſauiſchen Regierung wegen Er— 
greifung wirkſamer Maaßregeln zur gegenfeitigen Verhuͤtung und Beſtra⸗ 
fung von Feld⸗, Forſt⸗, Jagd⸗ und Fiſcherei⸗Freveln in den Grenzgebieten. 
Vom 12. Maͤrz 1856. 


Nicden die Koͤniglich Preußiſche Regierung mit der Herzoglich Naſſauiſchen 
Regierung uͤbereingekommen iſt, wirkſamere Maaßregeln zur Verhuͤtung und 
Beſtrafung der Feld⸗, Forſt⸗, Jagd⸗ und Fiſcherei⸗Frevel in dem Grenzgebiete 
gegenſeitig zu treffen, ſind zwiſchen beiden Regierungen die nachſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen verabredet worden: 


Artikel J. 


Es verpflichten ſich beide kontrahirenden Regierungen, die Feld⸗, Forſt⸗, 
Jagd⸗ und Fiſcherei⸗Frevel, welche ihre Unterthanen in dem Gebiete der ande⸗ 
ren Regierung veruͤben ſollten, ſobald ſie davon Kenntniß erhalten, nach den⸗ 
ſelben Geſetzen zu unterſuchen und zu beſtrafen, nach welchen ſie unterſucht 
und beſtraft werden wuͤrden, wenn ſie im Inlande begangen worden waͤren. 

Uebrigens ſteht es den beiderſeitigen Behoͤrden, wie bisher, auch ferner⸗ 
hin frei, die auf ihrem Gebiete betroffenen und daſelbſt verhafteten Frevler 
nach ihren Geſetzen beſtrafen zu laſſen. 


Artikel II. 


Fuͤr die Konſtatirung eines der im Artikel I. bezeichneten Frevel, welcher 
von einem Angehoͤrigen des einen Staates in dem Gebiete des anderen Staa⸗ 
tes begangen worden, ſoll den Protokollen und Abſchaͤtzungen, welche von den 
kompekenten Forſt⸗, Polizei⸗ und ſonſtigen zuſtaͤndigen Beamten des Orts des 
begangenen Frevels aufgenommen ſind, derſelbe Glaube von der zur ee 

ee ung 
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lung zuſtändigen Behörde beigemeſſen werden, welchen die Geſetze den Proto⸗ 
kollen und Abſchaͤtzungen der inlaͤndiſchen Beamten beilegen. N 


Artikel III. 


Von den beiderſeitigen Behörden ſoll zur Entdeckung der Frevler alle 
moͤgliche Huͤlfe geleiſtet werden. Namentlich ſollen die beiderſeitigen Forſt⸗ und 
Polizei⸗Beamten befugt ſein, die Spur der Frevler in das fremde Gebiet zu 
verfolgen und letztere auf dem fremden Gebiete zu verhaften, jedoch mit der 
Verbindlichkeit, die Arretirten unverzuͤglich an die naͤchſte Polizei⸗ oder Juſtiz⸗ 
Behoͤrde deſſelben Gebietes abzuliefern, damit daſelbſt ihr Name und Wohn⸗ 
ort ausgemittelt werden kann. 

Im Falle hierbei im Gebiete des anderen Staates eine Haus ſuchung 
nothwendig wird, hat der verfolgende Beamte ſich zu dem Ende an die Orts⸗ 
Polizeibehoͤrde der betreffenden Gemeinde zu wenden und dieſelbe zur Vor⸗ 
nahme der Viſitation aufzufordern. Die bei der Hausſuchung aufgefundenen, 
als Objekte des begangenen Frevels bezeichneten Gegenſtaͤnde ſind in Verwah⸗ 
rung zu bringen. Der Vollzug der Requiſition erfolgt koſtenfrei fuͤr den Re⸗ 
quirirenden. ö ö 


Artikel IV. 


Ueber die Hausſuchung iſt ſofort ein Protokoll aufzunehmen. Eine Aus⸗ 
fertigung deſſelben iſt dem requirirenden Beamten einzuhändigen, eine zweite 
der vorgeſetzten Behoͤrde des requirirten Beamten einzuſenden. 

Der requirirende Forſt⸗ oder Polizei⸗Beamte kann verlangen, daß der 
Polizeibeamte des Orts, wo die Hausſuchung vorgenommen werden ſoll, dabei 


zugezogen werde. 
Artikel V. 


Den unterſuchenden und beſtrafenden Behoͤrden beider Staaten wird zur 
Pflicht gemacht, die Unterſuchung und Beſtrafung der zu ihrer Kenntniß ge⸗ 
brachten Frevel ſo ſchleunig vorzunehmen, als es nach den Geſetzen des e⸗ 
treffenden Staates nur immer moͤglich iſt, auch namentlich bei ausgezeichneten 
oder ſehr bedeutenden Freveln die Unterſuchung in jedem einzelnen Falle ſo⸗ 
gleich eintreten zu laſſen. Die Anzeigen uͤber veruͤbte Frevel ſollen der requi⸗ 
rirten Behörde in zweifacher Ausferkigung zugeſandt, der requirirenden Be⸗ 
horde aber ſoll das Ergebniß der Unterfuchung mitgetheilt und von der Voll⸗ 
ſtreckung der erkannten Strafe jedesmal Kennkniß gegeben werden. 


Artikel VI. 


Die Vollziehung der Straferkenntniſſe, ſowie die Beitreibung der den 
Flur⸗, Wald-, Jagd⸗ und Fiſcherei⸗Eigenthuͤmern zuerkannten Entſchaͤdigungs⸗ 
gelder geſchieht nach den Landesgeſetzen, und ſoll mit der thunlichſten Beſchleu⸗ 
nigung bewirkt werden. : 

Gr, 4363.) Die 
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Die erkannte Geld⸗ oder Arbeitsſtrafe wird zum Vortheile desjenigen 
Staates vollzogen, deſſen Behoͤrde die Strafe erkannt hat. Wird von einem 
Frevler die Zain des Betrages der gegen ihn erkannten Geldſtrafe, des 
Werth⸗ oder Schaden⸗Erſatzes, der Koſten und Pfandgebuͤhren nicht vollſtaͤn⸗ 
dig, ſondern nur zum Theil geleiſtet, ſo werden von dem eingezogenen Gelde 
zuerſt die Denunziantengebuͤhren, wo ſolche eſetzlich beſtehen, ſodann die Koſten, 
dann der Erſatz des Schadens und Werthes und zuletzt die Strafe, ſoweit 
es zureicht, bezahlt. f 

Artikel VIL 

Die im Herzogthum Naſſau beſtehende Vorſchrift, wonach bei Feldfre⸗ 
veln der erſte zahlungsfaͤhige Freoler zum Ruͤckerſatz der aus der betreffenden 
Gemeindekaſſe wegen ſolcher Frevel ausgelegten Schadenserſatzbetraͤge ſchuldig 
ſein ſoll, bleibt bei der Aburtheilung der von Unterthanen des einen Staates 
im Gebiete des anderen veruͤbten Uebertretungen dieſer Art außer Anwendung. 


Artikel VIII. 


Die zwiſchen Preußen und Naſſau beſtehende Vereinbarung vom 10. Ok⸗ 
tober 1821. (Geſetz⸗Sammlung fuͤr die Preußiſchen Staaten S. 163.) in Be⸗ 
treff der Verhuͤtung der Forſtfrevel in den Grenzwaldungen tritt außer Kraft. 


̃ Artikel IX. 

Gegenwaͤrtige Miniſterialerklaͤrung ſoll, nachdem fie gegen eine uͤberein⸗ 
ſtimmende Erklärung des Herzoglich Naſſauiſchen Miniſteriums ausgewechſelt 
worden, oͤffentlich bekannt gemacht werden. f 

Berlin, den 20. Februar 1856. : 
Der Königlich Preußiſche Miniſterpräſident, Miniſter der aus⸗ 

wärtigen Angelegenheiten. N 

ER . v. Manteuffel. 


Verſehende Miniſterialerklaͤrung wird, nachdem ſie gegen eine uͤbereinſtim⸗ 

mende Erklarung des Herzoglich Naſſauiſchen Staatsminiſteriums vom 27. 

v. M. ausgewechſelt worden iſt, hierdurch zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht. 
Berlin, den 12. Maͤrz 1856. N a 


Der Miniſterpräſident, Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Manteuffel. a 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofhuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


